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Öffentliche Bekanntmachung 

der Gemeinde Gangelt 

Satzung 

der Gemeinde Gangelt vom 21. Juli 2026 über die 1. Änderung der Satzung über die Entwässerung 

und den Anschluss an die öffentliche Abwasseranlage -Entwässerungssatzung- der Gemeinde 

Gangelt vom 29. März 2017 

Aufgrund der §§ 7, 8 und 9 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 14.07.1994 (GV. NRW. 1994, S. 666), der §§ 60, 61 des 
Wasserhaushaltsgesetzes des Bundes (WHG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 31.07.2009 
(BGBl. I 2009, S. 2585 ff.), des § 46 Abs. 2 LWG NRW des Landeswassergesetzes vom 25.06.1995 (GV. 
NRW. 1995, S. 926), der Selbstüberwachungsverordnung Abwasser (SüwVO Abw – GV. NRW., S. 602 
ff. – im Satzungstext bezeichnet als SüwVO Abw NRW), des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten vom 
19.02.1997 (BGBl. I 1997, S. 602), in der jeweils geltenden Fassung alle in der zurzeit geltenden 
Fassung, hat der Rat der Gemeinde Gangelt in seiner Sitzung am 14. Juli 2026 folgenden Satzung 
beschlossen:  
 

Abschnitt I 
Die Satzung über die Entwässerung und den Anschluss an die öffentliche Abwasseranlage                                 
-Entwässerungssatzung- der Gemeinde Gangelt vom 29. März 2017 (Amtsblatt der Gemeinde 
Gangelt vom 12.05.2017) wird wie folgt geändert:  
 
Vorwort 
Aufgrund                                                                                                                                                

- der §§ 7, 8 und 9 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung der 

Bekanntmachung vom 14.07.1994 (GV. NRW. 1994, S. 666), in der jeweils geltenden Fassung,   

- der §§ 60, 61 des Wasserhaushaltsgesetzes des Bundes (WHG) in der Fassung der Bekanntmachung 

vom 31.07.2009 (BGBl. I 2009, S. 2585 ff.), in der jeweils geltenden Fassung,  

- des § 46 Abs. 2 LWG NRW des Landeswassergesetzes vom 25.06.1995 (GV. NRW. 1995, S. 926), in 

der jeweils geltenden Fassung,  

- der Selbstüberwachungsverordnung Abwasser (SüwVO Abw – GV. NRW., S. 602 ff. – im 

Satzungstext bezeichnet als SüwVO Abw NRW), in der jeweils geltenden Fassung sowie  

- des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten vom 19.02.1997 (BGBl. I 1997, S. 602), in der jeweils 
geltenden Fassung  
 
§ 2 Begriffsbestimmungen 
 
6. Öffentliche Abwasseranlage 

b) Zur öffentlichen Abwasseranlage gehören nicht die Grundstücks- und Hausanschlussleitungen.    
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7. Anschlussleitungen 

b) Hausanschlussleitungen sind die Leitungen von der privaten Grundstücksgrenze bis zu dem 

Gebäude oder dem Ort auf dem Grundstück, wo das Abwasser anfällt. Zu den 

Hausanschlussleitungen gehören auch Leitungen in und unter der Bodenplatte des Gebäudes auf 

dem Grundstück, in dem Abwasser anfällt, sowie die Einsteigschächte mit Zugang für Personal und 

die Inspektionsöffnungen. Bei Druckentwässerungsnetzen ist die Druckstation (inklusive 

Druckpumpe) auf dem privaten Grundstück Bestandteil der Hausanschlussleitung.  

9. Druckentwässerungsnetz 

Druckentwässerungsnetze sind zusammenhängende Leitungsnetze, in denen der Transport von 

Abwasser einer Mehrzahl von Grundstücken durch von Pumpen oder Kompressoren erzeugten Druck 

erfolgt. Die Druckpumpen und Pumpenschächte sind regelmäßig technisch notwendige Bestandteile 

des jeweiligen Gesamtnetzes, sie sind jedoch Bestandteil der Hausanschlussleitung, die nicht zur 

öffentlichen Abwasseranlage gehört.  

11. Anschlussnehmer 

Anschlussnehmer ist der Eigentümer als Nutzungsberechtigter eines Grundstücks, das an die 

öffentliche Abwasseranlage angeschlossen ist. § 20 Absatz 1 gilt entsprechend.  

 
§ 7 Begrenzung des Benutzungsrechts 

(1) In die öffentliche Abwasseranlage dürfen solche Stoffe und Schmutzwasser (§ 54 Abs. 1 Satz 1 Nr. 

1 WHG) und Niederschlagswasser (§ 54 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 WHG) nicht eingeleitet werden, die 

aufgrund ihrer Inhaltsstoffe  

(2)  

7. Inhalte von Chemietoiletten, soweit dieses nicht im Einzelfall auf Antrag durch die Gemeinde 

schriftlich zugelassen worden ist,  

11. Grund-, Drainage- und sonstiges Wasser, wie z. B. wild abfließendes Wasser (§ 37 WHG), 

12. Kühlwasser, soweit dieses nicht im Einzelfall auf Antrag durch die Gemeinde schriftlich zugelassen 

worden ist,                                                                  

13. Blut aus Schlachtungen,                                     

14. gasförmige Stoffe und Abwasser, das Gase in schädlichen Konzentrationen freisetzen kann,                                       

15. feuergefährliche und explosionsfähige Stoffe sowie Abwasser, aus dem explosionsfähige Gas-

Luft-Gemische entstehen können,                                  

16. Emulsionen von Mineralölprodukten,                                 

17. Medikamente und pharmazeutische Produkte.  

18. Abwasser aus Bohrungen zur Gewinnung von Erdwärme, soweit dieses nicht im Einzelfall 
auf Antrag durch die Gemeinde schriftlich zugelassen worden ist, 

19. flüssige Stoffe, die kein Abwasser sind (§ 55 Abs. 3 WHG), soweit dieses nicht im 
Einzelfall auf Antrag durch die Gemeinde schriftlich zugelassen worden ist,              
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 20. Einweg-Waschlappen, Einwegwischtücher und sonstige Feuchttücher, die sich nicht 
zersetzen und deshalb in der öffentlichen Abwasseranlage zu Betriebsstörungen z.B. an 
Pumpwerken führen können. 

(3) Abwasser darf nur eingeleitet werden, wenn folgende Grenzwerte, aus der Abwasserverordnung 

des Bundes für kommunales Abwasser (Anlage 1 der Abwasserverordnung) und/oder den 

Grenzwerten des an der Übergabestelle zur öffentlichen Abwasseranlage nicht überschritten sind:  

Bei unterschiedlichen Grenzwertangaben ist der niedrigste Grenzwert zugrunde zu legen. Eine 

Verdünnung oder Vermischung des Abwassers mit dem Ziel, diese Grenzwerte einzuhalten, darf nicht 

erfolgen.   

(5) Eine Einleitung von Abwasser in die öffentliche Abwasseranlage auf anderen Wegen als über die 

Anschlussleitung eines Grundstückes darf nur mit Einwilligung der Gemeinde erfolgen.   

(7) Die Gemeinde kann auf Antrag befristete, jederzeit widerrufliche Befreiungen von den 

Anforderungen der Absätze 2 bis 6 erteilen, wenn sich andernfalls eine nicht beabsichtigte Härte für 

den Verpflichteten ergäbe und Gründe des öffentlichen Wohls der Befreiung nicht entgegenstehen. 

Insbesondere kann die Gemeinde im Einzelfall zeitlich befristet und jederzeit widerrufbar zulassen, 

dass Grund-, Drainage-, Kühlwasser und sonstiges Wasser, wie z. B. wild abfließendes Wasser (§ 37 

WHG) der Abwasseranlage zugeführt werden. Der Indirekteinleiter hat seinem Antrag die von der 

Gemeinde verlangten Nachweise beizufügen.  

(8)  Ein Anspruch auf Einleitung von Stoffen, die kein Abwasser sind, in die öffentliche 

Abwasseranlage besteht nicht. Dieses gilt auch für den Fall, dass die zuständige Behörde im Fall des § 

55 Abs. 3 WHG die Einleitung gemäß § 58 Abs. 1 LWG NRW genehmigt oder nach einer erfolgten 

Anzeige gemäß § 58 Abs. 1 LWG NRW kein Genehmigungsverfahren einleitet.  

 
§ 8 Abscheide- und sonstige Vorbehandlungsanlagen 

(3) Stoffe aus Verarbeitungsbetrieben tierischer Nebenprodukte und von Schlachtabwässern aus 

Schlachthöfen nach den Artikeln 8, 9 und 10 (Material der Kategorien 1, 2 und 3) der Verordnung 

(EG) Nr. 1069/2009 müssen durch den Anschlussnehmer durch ein Feststoffrückhaltesystem mit 

einer maximalen Maschenweite von 6 mm geführt werden.  

 
§ 10 Befreiung vom Anschluss- und Benutzungszwang für Schmutzwasser 

(1) Der Grundstückseigentümer kann auf Antrag vom Anschluss- und Benutzungszwang für 

Schmutzwasser ganz oder teilweise befreit werden, wenn ihm die Abwasserbeseitigungspflicht 

gemäß § 49 Abs. 5 LWG NRW durch die zuständige Behörde ganz oder teilweise übertragen worden 

ist. Die Übertragung ist der Gemeinde durch den Grundstückseigentümer nachzuweisen.   
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§ 12 Besondere Bestimmungen für Druckentwässerungsnetze 

(1) Führt die Gemeinde aus technischen oder wirtschaftlichen Gründen die Entwässerung mittels 

eines Druckentwässerungsnetzes durch, hat der Grundstückseigentümer auf seine Kosten auf seinem 

Grundstück einen Pumpenschacht mit einer für die Entwässerung ausreichend bemessenen 

Druckpumpe (einschließlich Steuerungstechnik und Stromversorgungseinrichtung) sowie die 

dazugehörige Druckleitung bis zur Grundstücksgrenze herzustellen, zu betreiben, zu unterhalten, 

instand zu halten und gegebenenfalls zu ändern und zu erneuern. Die Entscheidung über Art, 

Ausführung, Bemessung und Lage des Pumpenschachtes, der Druckpumpe und der dazugehörigen 

Druckleitung trifft die Gemeinde.  

§ 13 Ausführung von Anschlussleitungen 

(3) Der Grundstückseigentümer hat sich gegen Rückstau von Abwasser aus dem öffentlichen Kanal zu 

schützen. Hierzu hat er in Ablaufstellen unterhalb der Rückstauebene (in der Regel die 

Straßenoberkante) funktionstüchtige sowie geeignete Rückstausicherungen gemäß den allgemein 

anerkannten Regeln der Technik einzubauen. Diese Pflicht zum Einbau einer Rückstausicherung gilt 

für alle Grundstücke, d. h. auch für solche Grundstücke, bei denen in der Vergangenheit noch keine 

Rückstausicherung eingebaut worden ist oder satzungsrechtlich hätte bereits eingebaut werden 

müssen. Die Rückstausicherung muss jederzeit zugänglich sein und so errichtet und betrieben 

werden, dass eine Selbstüberwachung des Zustandes und der Funktionstüchtigkeit der 

Anschlussleitung möglich ist.  

(4) Bei der Neuerrichtung einer Anschlussleitung auf einem privaten Grundstück hat der 

Grundstückseigentümer in der Nähe der Grundstücksgrenze einen geeigneten Einsteigschacht mit 

Zugang für Personal oder eine geeignete Inspektionsöffnung auf seinem Grundstück außerhalb des 

Gebäudes nach den allgemein anerkannten Regeln der Technik (§ 60 WHG, § 56 Abs. 1 LWG NRW) 

einzubauen. Bei bestehenden Anschlussleitungen ist der Grundstückseigentümer zum nachträglichen 

Einbau eines geeigneten Einsteigschachtes oder einer geeigneten Inspektionsöffnung verpflichtet, 

wenn er die Anschlussleitung erneuert oder verändert. In Ausnahmefällen kann auf Antrag des 

Grundstückseigentümers von der Errichtung eines Einsteigschachtes oder einer Inspektionsöffnung 

außerhalb des Gebäudes abgesehen werden. Die Inspektionsöffnung bzw. der Einsteigschacht 

müssen jederzeit frei zugänglich und zu öffnen sein. Eine Überbauung oder Bepflanzung der 

Inspektionsöffnung bzw. des Einsteigschachts ist unzulässig.  

(6) Die Herstellung, Erneuerung, Veränderung, Beseitigung sowie die laufende Unterhaltung der 

haustechnischen Abwasseranlagen sowie der Hausanschlussleitung auf dem anzuschließenden 

Grundstück führt der Grundstückseigentümer auf seine Kosten durch. Die Hausanschlussleitung ist in 

Abstimmung mit der Gemeinde zu erstellen.   

Die Herstellung, Erneuerung, Beseitigung, Veränderung sowie die laufende Unterhaltung der 

Grundstücksanschlussleitung obliegen der Gemeinde.  

Die Gemeinde macht die dabei entstehenden Kosten über den Kostenersatzanspruch nach § 10 KAG 

NRW gegenüber dem Grundstückeigentümer geltend.  
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§ 15 Zustands- und Funktionsprüfung bei privaten Abwasserleitungen 

(4) Für welche Grundstücke und zu welchem Zeitpunkt eine Zustands- und Funktionsprüfung bei 

privaten Abwasserleitungen durchzuführen ist, ergibt sich aus den §§ 7 bis 9 SüwVO Abw NRW. Nach 

§ 8 Abs. 1 SüwVO Abw NRW hat der Eigentümer des Grundstücks bzw. nach § 8 Abs. 7 SüwVO Abw 

NRW der Erbbauberechtigte private Abwasserleitungen, die Schmutzwasser führen, nach ihrer 

Errichtung oder nach ihrer wesentlichen Änderung unverzüglich von Sachkundigen nach den 

allgemein anerkannten Regeln der Technik auf deren Zustand und Funktionstüchtigkeit prüfen zu 

lassen. Die Prüfpflicht und Prüffristen für bestehende Abwasserleitungen ergeben sich im Übrigen 

aus § 8 Abs. 2 bis Abs. 5 SüwVO Abw NRW. Legt die Gemeinde darüber hinaus durch gesonderte 

Satzung gemäß § 46 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 LWG NRW Prüffristen fest, so werden die betroffenen 

Grundstückseigentümer bzw. Erbbauberechtigten durch die Gemeinde hierüber im Rahmen der ihr 

obliegenden Unterrichtungs- und Beratungspflicht (§ 46 Abs. 2 Satz 3 LWG NRW) informiert. Das 

gleiche gilt, wenn die Gemeinde Satzungen nach altem Recht gemäß § 46 Abs. 2 Satz 2 LWG NRW 

fortführt.  

(5)  Zustands- und Funktionsprüfungen müssen nach § 9 Abs. 1 SüwVO Abw NRW nach den allgemein 

anerkannten Regeln der Technik durchgeführt werden.  

(6)  Nach § 9 Abs. 2 Satz 1 SüwVO Abw NRW ist das Ergebnis der Zustands- und Funktionsprüfung in 

einer Bescheinigung gemäß Anlage 2 der SüwVO Abw NRW zu dokumentieren. Dabei sind der 

Bescheinigung die in § 9 Abs. 2 Satz 2 SüwVO Abw NRW genannten Anlagen beizufügen. Diese 

Bescheinigung nebst Anlagen ist der Gemeinde durch den Grundstückseigentümer oder 

Erbbauberechtigten (§ 8 Abs. 1 bzw. Abs. 7 SüwVO Abw NRW) unverzüglich nach Erhalt vom 

Sachkundigen vorzulegen, damit eine zeitnahe Hilfestellung durch die Gemeinde erfolgen kann.   

 
§ 19 Haftung 

(1) Der Anschlussnehmer und der Indirekteinleiter haben für eine ordnungsgemäße Benutzung der 
haustechnischen Abwasseranlagen nach den Vorschriften dieser Satzung zu sorgen. Sie haften für 
alle Schäden und Nachteile, die der Gemeinde infolge eines mangelhaften Zustandes oder einer 
satzungswidrigen Benutzung der haustechnischen sowie privaten Abwasseranlagen oder infolge 
einer satzungswidrigen Benutzung der öffentlichen Abwasseranlage entstehen.  
 
§ 20 Berechtigte und Verpflichtete 

(2) Darüber hinaus gelten die Pflichten, die sich aus dieser Satzung für die Benutzung der öffentlichen 

Abwasseranlage ergeben, für jeden, der  

1. als Nutzungsberechtigter des Grundstücks im Sinne des § 48 LWG NRW berechtigt oder 

verpflichtet ist, dass auf den angeschlossenen Grundstücken anfallende Abwasser abzuleiten (also 

insbesondere auch Pächter, Mieter, Untermieter etc.) oder               

2. der öffentlichen Abwasseranlage tatsächlich Abwasser zuführt.  

 
§ 21 

Ordnungswidrigkeiten 

(3) Ordnungswidrigkeiten nach Absatz 1 und 2 können gemäß § 123 Abs. 4 LWG NRW mit einer 

Geldbuße bis zu 50.000 € geahndet werden.  
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Abschnitt II 

Diese Satzung tritt am Tag nach ihrer Bekanntmachung in Kraft.  
 
Bekanntmachungsanordnung 
 

Die vorstehende 1. Änderungssatzung der Satzung über die Entwässerung und den Anschluss an die 

öffentliche Abwasseranlage -Entwässerungssatzung- der Gemeinde Gangelt wird hiermit öffentlich 

bekannt gemacht.  

Es wird gemäß § 7 Abs. 6 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) darauf 

hingewiesen, dass eine Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften dieses Gesetzes gegen die 

vorstehende Satzung nach Ablauf von sechs Monaten seit dieser Bekanntmachung nicht mehr 

geltend gemacht werden kann, es sei denn,  

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes 

Anzeigeverfahren wurde nicht durchgeführt,  

b) die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden,  

c) der Bürgermeister hat den Satzungsbeschluss vorher beanstandet oder 

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Gemeinde vorher gerügt und 

dabei die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den 

Mangel ergibt.  

Gangelt, den 20. Juli 2026 

gez. 

Willems 

Bürgermeister 
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Öffentliche Bekanntmachung 

der Gemeinde Gangelt 

Inkrafttreten der 2. Ergänzung des Bebauungsplanes Nr. 73 „Philippenkuhle/II“ in Gangelt-Birgden   

 

Der Rat der Gemeinde Gangelt hat in seiner Sitzung am 14.07.2026 die 2. Ergänzung des 

Bebauungsplanes Nr. 73 „Philippenkuhle/II“ gemäß § 10 Abs. 1 Baugesetzbuch (BauGB) in der 

Fassung der Bekanntmachung vom 3. November 2017 (BGBl. I S. 3634), in der derzeit geltenden 

Fassung, als Satzung beschlossen.   

 

Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes ergibt sich aus dem nachstehenden Kartenauszug: 

 
Auszug aus der amtlichen Basiskarte (ABK) 

 

Durch die 2. Ergänzung wurden die Festsetzungen des Bebauungsplanes Nr. 73 „Philippenkuhle“ so 

angepasst, dass eine Überschreitung der hinteren Baugrenze durch Terrassenüberdachungen und 

Wintergärten im allgemeinen Wohngebiet (WA) um bis zu 2,0 m zulässig ist. Darüber hinaus wurde 

der Bebauungsplan um die Gemarkung Birgden, Flur 9, Flurstück 567, ergänzt. Diese Flächen werden 

nun als „öffentliche Grünflächen“ dargestellt. Hierdurch wurden die Flächen des „Heggeströpers“ 

planungsrechtlich abgesichert. 
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Die Bekanntmachung erfolgt gemäß § 233 Abs. 1 i.V. m. § 10 Abs. 3 BauGB. Der Bebauungsplan 

einschließlich Begründung und zusammenfassender Erklärung liegen ab sofort im Rathaus der 

Gemeinde Gangelt, Burgstraße 10, 52538 Gangelt, Zimmer 201/202, während der allgemeinen 

Dienststunden, und zwar  

  

 

montags bis freitags von  8 15 - 12 30 Uhr 

dienstags von 14 00     - 16 00 Uhr 

donnerstags von 14 00  - 17 30 Uhr 

 

zu jedermanns Einsicht öffentlich aus. Außerdem können die aufgeführten Unterlagen auf den Seiten 

des Planungs- und Beteiligungsservers der Gemeinde Gangelt unter dem Link http://www.o-

sp.de/gangelt/liste?rechtskraft eingesehen werden. Zusätzlich sind die eingestellten Unterlagen zu 

dem Bauleitplanverfahren in einem zentralen Portal des Landes unter der Internetseite 

www.uvp.nrw.de zugänglich.  

 

Mit dieser Bekanntmachung tritt die 2. Ergänzung des Bebauungsplanes Nr. 73 in Kraft. 

 

Unbeachtlich werden nach § 215 BauGB  

1. eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 BauGB beachtliche Verletzung der dort bezeichneten 
Verfahrens- und Formvorschriften, 

2. eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2 beachtliche Verletzung der Vorschriften über das 
Verhältnis des Bebauungsplans und des Flächennutzungsplans und 

3. nach § 214 Abs. 3 Satz 2 beachtliche Mängel des Abwägungsvorgangs,  
wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit Bekanntmachung des Flächennutzungsplans oder der 

Satzung schriftlich gegenüber der Gemeinde unter Darlegung des die Verletzung begründenden 

Sachverhalts geltend gemacht worden sind. 

 

Hinsichtlich des Bebauungsplanes Nr. 73 wird auf die Vorschriften des § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 sowie 

Abs. 4 BauGB über die Entschädigung von durch den Bebauungsplan eintretenden 

Vermögensnachteilen sowie über die Fälligkeit und das Erlöschen entsprechender 

Entschädigungsansprüche hingewiesen. 

 

Bekanntmachungsanordnung gemäß § 2 Abs. 4 Bekanntmachungsverordnung NRW (BekanntmVO 

NRW) vom 26.08.1999 (GV.NRW.S.516), in der zurzeit geltenden Fassung  

 

Erklärung 

Der Satzungsbeschluss zur 2. Ergänzung des Bebauungsplanes Nr. 73 „Philippenkuhle/II“ wird hiermit 

öffentlich bekannt gemacht.  

 

Hinweise  

Gemäß § 7 Abs. 6 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) in der Fassung 

der Bekanntmachung vom 14.07.1994 (GV.NRW.S.666), in der derzeit geltenden Fassung, kann eine 

Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der GO NRW gegen Satzungen, sonstige 

ortsrechtliche Bestimmungen und Flächennutzungspläne nach Ablauf von 6 Monaten seit ihrer 

Verkündung nicht mehr geltend gemacht werden, es sei denn, 
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a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein 
vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht durchgeführt, 

b) die Satzung, die sonstige ortsrechtliche Bestimmung oder der 
Flächennutzungsplan ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt 
gemacht worden, 

c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Gemeinde 

vorher gerügt und dabei die verletzte Rechtsvorschrift und die 
Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt.  

 

 

Übereinstimmungsbestätigung/ Bekanntmachungsanordnung gemäß § 2 Abs. 3 

Bekanntmachungsverordnung NRW (BekanntmVO NRW) vom 26.08.1999 (GV.NRW.S.516), in der 

zurzeit geltenden Fassung  

 

Der Wortlaut der Bekanntmachung zum Satzungsbeschluss zur 2. Ergänzung des Bebauungsplanes 

Nr. 73 „Philippenkuhle/II“ stimmt mit dem Ratsbeschluss vom 14.07.2026 überein. 

     

Es wurde nach den Vorschriften des § 2 Abs. 1 und 2 BekanntmVO verfahren. Die Bekanntmachung 

wird hiermit angeordnet.  

 

 

Gangelt, 18.08.2026  

Willems 

Bürgermeister 
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